
Antrag auf AberIcennung der Ehrenbürgerschaft ür Johannes(Hans) Wa rnke,

Kiaus Sorgenictrt

Den drei Genannten %.3LIrde Ehrenbürgerschaft der Stadt Güstrow am 08. 05. `1965 verilehen: .

Nach der Satzung der Stadt Güstrow zur Verleihung und Deendigung des Ehrz.vlbürgerrechts vom 13.

04.2C120 und geändert am 22. 09.2000 heißt es irn §43 Verfahren zur Aberkennung des

Ehrenbürgerrechts:" Strafbare hIE'ndiung.en sc fersAIge gegen GrundsänP

RechisstaattEchkeit und der Menschenreces 'iühren ZUE` Abi211;:ennung des Ehrenbürgerrechts.'

allen drei Fälien di4zser Paragraf zu.

•Begründung:

Während des Zeitraumes der sowjeechen Besatzun,gszone(SBZ,1\ regeke und besnrinmte

Sowjetische Besatzungsmacht (SMAD) AbstImmung und tätIger AihIe der delltschen Behörden

das gesamte politische jn wIrtschaeche Ge...5chehen in der SBZ.

Die DDR entwickelte sich nach bhrer Gründung im Jahr 19-k7 Dikeatur unter Mitbesnurnung der

SIJ. Anfangs demokratischem „Anctrich" wi.firde In der 2. Veriassuntz 1962 dše absobt führende
MachtrolIe der SED šrn ArtikeI 1 manifesent še Machestrukturen 7iiaren so š der einer Partsi,
der SED. Vom obersten Gremium, dem Pokbüro, und dem ZentralkomiteeK) eengen aHe

steatstragenden Gesetze und Besclesse aus und .,,furden in den nachloIgenden Grernien,

Volkskarnmer, Ministerrat, Bezjrf,sIeitungen, und BetriebsIeitungen durchgesei2t. In

allen diesen Grernien dorninšeri.e dfe SED. Widersorüche und krkiken arn Sy5tem wurden rigoros
geahndet. So waren permanente ',•-zeratlfr•he Unrechtsmaßnahmen Programm.

Internierung Zehntausender in Lagern und Zuchthäusern nach dem

Der größte justizskanlal der DDP: den •Alakiheimprozessen

Die BodenrekKm der anschließendPn Kogekevierung der Landwirtsche

So 2,enannte Wehrwolfprozesse auch gegen !iritische Schüker und Studenten mit Todesuiteilen

Zersenende Maßnahmen gegen d i e i r c h e und dIe hmge Gerneinde

Der RaWeisenschauprozess šnDše Güstrow

t.2,ki:šen „Rose.' gegen ;-IateIs und Pensionen an der Oseeküste

Die gewalt.same MiederschIagung des aligemeinen Aufstandes arn 17. iuni 19.53

Der Mauerbau im Au2zust 1961

Die gewaksame Ve.rkrebung a u s den Grenzgebieten der DDri zur BÌD

Die perrnaneWen 'i,!ahImareidaiIonen und Wahräischungen der

Alies überwacht, abg,esicheri: und unterwandert durch einen gigentIschen

Sicherheitsapparat(Sta.aissicherbeit Maitär, Ponze5 , Xampfgruppen und ZOII.



Da Warnke , Quandt und Sorgenicht höhere und hohe SED Parteifunktionen bekleideten, waren sie

auch immer in irgendeiner Form in alle diese Maßnahmen eingebunden, trugen sie auch

Verantwortung mit.

Zu ihrer Parteivita, zu den Parteifunktionen und Beteiligungen ausführlicher in den anliegenden

Beiträgen.

Warnke: Terror und Gewalt bei der Durchsetzung der Bodenreform und der Kollektivierung als

Kommissionschef sowie bei der Entnazifizierung. Aberkennung der Ehrenbürgerschaft in Rostock

1990.

Quandt: Bodenreform und Kollektivierung, Raiffeisenprozess, Betriebsenteignungen , Aktion „Rose",
Vertreibung aus den Grenzgebieten, Plädoyier zur Wiedereinführung der Todesstrafe Dez. 1989,

sowie Erschießung verräterischer alter Parteikader.

Sorgenicht: Als Zl< Abteilungsleiterkonkrete Vorschläge zur Todesstrafe in der DDR( in mindestens 10

Fällen), Verhinderung von Gnadengesuchen, Vorbereitungspläne zu Wahlfälschungen.

S. wurde 1992 von einem ordentlichen Gericht wegen Totschlag und Freiheitsberaubung in mehreren

Fällen angeklagt. Er konnte wegen Krankheit nicht mehr strafrechtlich zur Verantwortung gezogen

werden.

Ulrich Schirow
7 ) 44/‘-i
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Pro und Contra „DDR Unrechtsstaat"? Fakten

30 Jahre nach dem Fall der Mauer und 70 Jahre nach der Gründung der DDR kochen in dieser Frage

die Emotionen hoch .Rund drei Mio. Menschen haben von 1945 bis 1989 die sowjetische

Besatzungszone und danach die DDR verlassen. Das hatte doch in der Regel ganz triftige politische,

ökonomische oder auch ganz private Gründe gehabt. Viele konkrete Fakten beförderten diese

Massenflucht. Das merkte natürlich auch die DDR SED Führung und hat dann unter Federführung des

SED Politbüros und des ZK 1961 durch den Mauerbau einen endgültigen Riegel vorgeschoben. Nach

meiner Kenntnis ein einmaliges Ereignis in der Menschheitsgeschichte, sein eigenes Volk

einzumauern.

Das ganze Drama Unrechtsgeschehen begann schon gleich nach dem ll.Weltkrieg in der SBZ unter

strengster Beobachtung der Sowjets mit der Bodenreform. Entschädigungslose Enteignung aller

Landwirtschaftsbetriebe ab 100 Hektar. Dabei war der hoffnungsvolle Grundgedanke, Landarbeitern,

Kleinbauern und den vielen Kriegsflüchtlingen Land zu geben( 5 bis 10 ha), um überhaupt überleben

zu können ,sicher richtig. Durch die Enteignung nach der Rasenmähermethode war jedoch der Keim

für ein zukünftiges Landwirtschaftliches Desaster gelegt, denn die Voraussetzungen waren überhaupt

nicht gegeben( fehlende Maschinen, geraubtes Vieh, zu wenig Zugtiere sehr viel geflohene

Landwirte). Der radikale Umschwung wurde 1953 durch die SED Führung eingeleitet mit der nun

eingeleiteten Zwangskollektivierung in der Landwirtschaft. Ein neues Unrecht nahm seinen Lauf.

Hinzu kam zur selben Zeit, 1953 der Volksaufstand in der gesamten DDR, der nur mit Hilfe der

Sowjets und deren Waffen niedergeschlagen wurde. Es gab Zwangsmaßnahmen gegen Studenten,

Schüler an den Gymnasien und „Säuberungsaktionen" gegen systemkritische Lehrer .Privatbetriebe
wurden enteignet, zwei Rostocker Studenten zum Tode verurteilt und in Moskau hingerichtet. Sieben

gestandene Lehrer der J.- Brinckman Schule flohen in die BRD, Schüler der Jungen Gemeinde dort

und in Gadebusch, Parchim, Perleberg, Schwerin und anderen Städten wurden der Schule verwiesen

mit konstruierten und erfundenen Vergehen gegen die Menschheit und gegen den Frieden.

ln der so genannten Aktion Rose ging man drastisch gegen die meisten Hotels und Pensionen vor, um

die Privatwirtschaft zu bekämpfen. Enteignung war die Folge . Um den Mauerbau 1961 zu realisieren

wurde Tausende Grenzbewohner in Nacht- und Nebelaktionen zwangsweise um gesiedelt.

Eine Farce waren alle Wahlen in der DDR. Zu den permanenten Manipulationen und Fälschungen der

Ergebnisse war im ZK die Abteilung Staats- und Rechtsfragen zuständig, geleitet von 1954- 1989 von

Klaus Sorgenicht .

Treue Helfer bei praktisch allen undemokratischen Maßnahmen und unrechtmäßigen Aktionen

waren die Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes. Nach offiziellen Recherchen gab es in dieser

Gruppierung fast 300 000 offizielle und inoffizielle Mitarbeiter. Warum wohl ?

Zwischen einer Diktatur und einem Unrechtsstaat gibt es immer eine starke Affinität.

Ulrich Schirow



Die andere Seite der Bodenreform in der Sowjetischen Besatzungszone und in der DDR 1945-1960

Wenn man über diese politisch gewollte Maßnahme spricht, wird häufig mit dem Slogan „Junkerland
in Bauernhand" argurnentiert. Die Notwendigkeit einer Reform nach dem chaotischen Ende des

Krieges mit sehr vielen auch verheerenden Nöten ,z. B. der Versorgung der leidenden Bevölkerung,

erforderte zwingende Maßnahmen. AHe Anordnungen dazu karnen letztlich von der Siegerrnacht mit

der Forderung Stalins in Absprache rnit den deutschen Kommunisten, energisch die Macht der

Gutsbesitzer zu brechen. Die Planung dazu übernahm die Sowjetische Militäradministration(

SMAD)in enger Zusamrnenarbeit mit zu bildenden deutschen Kommissionen unter dern ernannten

Komrnissionschef Hans Warnke. Die Bodenreforrnordnung wurde mit knapper Mehrheit in

Abstimmung rnit dern damals benannten „demokratischen Block"(CDU, LDPD) am 3. September 1945
beschlossen.

Alle landwirtschaftlichen Betriebe über 100 ha, sowie der Grundbesitz von Nazi- und

Kriegsverbrechern wurden vollständig und entschäcligungslos enteignet. Das war eine rein politische

aber keine wirtschaftliche Entscheidung. Neue Bauernhöfe zwischen 5 bis rnaxirnal 10 ha wurden

durch Losverfahren vergeben und die Neubauern erhielten über ihren jetzigen Privatbesitz eine

Urkunde. Er durfte also nicht verkauft verpachtet oder geteilt werden. Hauptgedanke dieser

Neuvergabe war, die Beseitigung der aktuellen schlechten Versorgungslage cler Bevölkerung. Dass

man damit aber lange gewachsene Produktions verhältnisse urplötzlich zerstört hatte, bedachte rnan

nicht oder rnissachtete sie einfach. Hinzu karn, dass sehr viele dieser Neubauern völlig unerfahren in

der Landwirtschaft waren. Es fehlte überall an Arbeitsvieh und Maschinen. Sehr viele Gutsanlagen

waren auf Anordnung zerstört worden, sodass es auch an nötigem Wohnraum und

Wirtschaftsanlagen mangeite

Die Gutsbesitzer waren nicht nur enteignet worden, sondern wurden auch aus ihren Heimatkreisen

vertrieben. Es gab viele Festnahmen, internierungen in Lagern, Verurteilungen zu Zuchthaus- und

Gefängnisstrafen.

Die wirtschaftliche Not der Kieinbauernschaften wurde derweil immer größer. So berichtet Mario

Niernann, Historiker der Uni Rostock , in einern Artikel „Bodenreforrn und Kollektivierung in der SBZ"
in der Zeftschrift" Die .andere Seite cles Arbeiter- und Bauernstaates" 2016 über die Zustände bei den

Kleinbauern in der Bodenreformzeit. So hatten irn Sommer 1947 36,4% der Bauern in Mecklenburg

überhaupt kein Zugvieh( der Pflug musste mit Menschenkraftgezogen werden).Das ist nur ein

Beispiel größter Not und hatte seine Fortsetzung bis 1950. Gründe dafür, dass sehr viele Neubauern

ihre Höfe wieder verließen. Bis 1950 waren das imrnerhin mehr als 16000 in der SBZ. lrn Herbst 1950

wurden in Mecklenleurg rund 56500 ha nich-t bestellt So recherchierte M. Niemann weiter.

Anfang 1952 kam dann von der SED die Kehrtwende rnit der Maßgabe hin zu Großbetrieben unter

genossenschaftlicher Wirtschaftsform. Das brachte viele neue Probleme, denn jetzt mussten die

Kleinbetriebe aber auch die wirtschaftlich gut funktionierenden größeren Bauernhöfe von dieser

Notwendigkeit überzeugt werden, da gab es viel Gewalt und Zwang. Beschrieben von Ecida Ahrberg

in ihrem Buch"... dass die Kollektivierung schreiendes Unrecht gewesen ist. Wieder gab es

Unrechtsurteile, sogar zwei Todesstrafen für Verweigerer unter den Bauern.

lm April 1960 hatte es die SED endlich geschafft rnit viel Druck und auch Gewalt die Kollektivierung in

der Landwirtschaft abzuschließen. So verkünclete Walter Ulbricht arn 25. Aprii 1960 vor cler

Volkskarnmer in einer Regierungserklärung die „Bauernbefreiung" für abgeschlossen.



Heiligabend 1952. Die Mitteilung an die Familie in Güstrow „verstorben an Herzversagen, die Urne
kann nicht zugestellt werden."

Nach der Wende beantragte die älteste Tochter beim Bezirksgericht in Chemnitz die Rehabilitierung

ihres Vaters und die Kassation des 1950 gefällten Urteils Das Gericht beschließt(Beschluss liegt dem

Autor vor): „Das gegen .I. Sch. ergangene Urteil des Landgerichts Chemnitz vom 15.05.1950 AZ.:
W/1796/50/1425/201 ist nichtig . Es wird zum Verständnis in vollem Umfang aufgehoben."

Ulrich Schirow Güstrow






























